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Zur Wirksamkeit eines Prozessvergleichs, bei dem die Beteiligten auf das Vorspielen des 
richterlichen Diktats über den Vergleichsschluss verzichtet haben 
Die Formvorschrift des § 162 ZPO soll eine Richtigkeitsgewähr mit Überprüfungsmöglich-
keit des wesentlichen Protokollinhaltes in der mündlichen Verhandlung garantieren. Es ist 
nicht Sinn und Zweck dieser Vorschrift, dass sich ein Beteiligter lange nach Abschluss des 
Rechtsstreits auf formelle Mängel berufen soll.   
 
§ 101 SGG, § 122 SGG, § 162 ZPO 
 
Urteil des SG Hamburg vom 03.02.2017 – S 40 U 225/16 WA – 
 

Streitig war, ob ein vorangehendes Hauptsacheverfahren durch einen Prozessvergleich be-
endet worden ist. 
Im ursprünglichen Verfahren stritten die Beteiligten über die Änderung der Veranlagung des 
klägerischen Unternehmens zu den Gefahrklassen mit entsprechender Beitragsrelevanz. 
Im Jahr 2012 überwies die Beklagte das Unternehmen der Klägerin an die B.  
Am 06.02.2015 schlossen die Beteiligten zur Erledigung des Rechtsstreites einen gerichtli-
chen Vergleich, in dem sie u. a. das Verfahren übereinstimmend für erledigt erklärten und 
auf ein Rücktrittsrecht vom Vergleich verzichteten. Dem Vergleich wurde folgender Zusatz bei-
gefügt: „Laut diktiert und genehmigt, auf Vorspielen wird verzichtet“. 
Im Mai 2016 beantragte die Beklagte die Fortführung des Verfahrens mit der Begründung, 
der Prozessvergleich sei wegen Formmangels nichtig. Wie sich aus dem Protokoll des 
Termins vom 06.02.2015 ergebe, sei die getroffene Vereinbarung nur „laut diktiert und geneh-
migt“ und auf das Vorlesen verzichtet worden. Dies widerspreche der Regelung des § 162 Abs. 
1 ZPO. Außerdem handele es sich auch nicht um einen außergerichtlichen Vergleich, denn die-
ser sei aufgrund der erforderlichen Schriftform unwirksam. 
 
Das SG wies die auf Fortführung des ursprünglichen Verfahrens gerichtete Klage ab. 
Der getroffene Vergleich habe den Rechtsstreit gem. § 101 SGG beendet. Der Prozessver-
gleich sei wirksam, insbesondere seien die prozessrechtlichen Voraussetzungen gem. §§ 122 
SGG i. V. m. 160 ff ZPO beachtet worden. Zwar habe die Beklagte zutreffend darauf hingewie-
sen, dass die vorläufige Aufzeichnung des protokollierten Vergleichs nicht abgespielt worden 
sei; dies führe jedoch nicht zur formellen Unwirksamkeit des Vergleiches. Das Gericht habe im 
Termin den gerichtlichen Vergleich als vorläufige Aufzeichnung laut diktiert und sich die-
ses „laute Diktat“ von den rechtskundigen Beteiligten genehmigen lassen. Die Beteiligten 
hätten auf ausdrückliches Nachfragen des Gerichts auf das Vorspielen der vorläufigen 
Aufzeichnung ausdrücklich verzichtet. Damit seien gerade keine Einwendungen im Sinne des 
§ 162 Abs. 1 S. 3 ZPO erhoben worden. Der ausdrückliche Verzicht könne nach Auffassung der 
Kammer nicht dazu führen, dass die Beklagte als rechtskundige Beteiligte nach knapp 15 Mo-
naten und „reiflicher Überlegung“ zu dem Ergebnis komme, sich auf eine Rechtsunwirksamkeit 
des Vergleiches zu berufen. Es habe sich vorliegend nicht um die bloße „floskelhafte“ Auskür-
zung „v. u. g.“ bzw. „laut diktiert und genehmigt“ gehandelt, die nach herrschender und auch der 
Auffassung der Kammer regelmäßig zur formellen Unwirksamkeit eines prozessbeendenden 
Vergleiches führe. Vielmehr gehe es hier um den wesentlich abweichenden Fall, dass die 
rechtskundigen Beteiligten auf ihr prozessuales Recht des nochmaligen Vorspielens der vorläu-
figen Aufzeichnung bewusst und ausdrücklich verzichtet hätten. Die Formvorschrift des § 162 
ZPO solle eine Richtigkeitsgewähr mit der Überprüfungsmöglichkeit des wesentlichen 
Protokollinhaltes durch die Beteiligten in der mündlichen Verhandlung garantieren. Nach 
langen Verhandlungen vor Gericht sei es nicht Sinn und Zweck der Norm, dass sich ein Be-
teiligter geraume Zeit nach Abschluss eines schwierigen Rechtsstreites auf formelle 
Mängel berufen solle, wenn diese tatsächlich nicht vorlägen.  
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Vorliegend ergebe sich aus dem geschlossenen Vergleich ebenfalls, dass die Beklagte rechts-
wirksam auf ein Rücktrittsrecht vom Vergleich verzichtet und sich daher an den Vergleich ge-
bunden habe. Auch einen Rechtsmittelverzicht gegen den Streitwertbeschluss hätten die Betei-
ligten erklärt. Entsprechend habe die Beklagte wie auch die Klägerin auf das formal erforderli-
che Vorspielen wirksam verzichten können. Im Übrigen verstoße es auch gegen den Grund-
satz von Treu und Glauben (§ 242 BGB), wenn sich die Beklagte 15 Monate nach Ab-
schluss des Verfahrens auf die formelle Unwirksamkeit des Vergleiches berufe. 

 
Das SG Hamburg hat mit Urteil vom 03.02.2017 – S 40 U 225/16 WA –  
wie folgt entschieden: 
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